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Land Burgenland 
Abteilung 2 - Landesplanung, Gemeinden und Wirtschaft 

Hauptreferat Wirtschaft, Anlagen und rechtliche Angelegenheiten des Tourismus  

Amt der Bgld. Landesregierung, Europaplatz 1, 7000 Eisenstadt 

 Eisenstadt, am 28.01.2025 
Sachb.: Mag. Franz Csillag-Wagner 

Tel.: +43 57 600-2301 
Fax: +43 2682-2899 

E-Mail: post.a2-wirtschaft@bgld.gv.at 

Zahl: 2024-026.415-1/4 
OE: A2-HWA 
 (Bei Antwortschreiben bitte Zahl und OE anführen) 

Betreff: Burgenländische Baugesetznovelle 2024, LGBI. Nr. 97/2024 
Durchführungserlass 

 
Grundvoraussetzung für die Anwendbarkeit des § 17 Abs. 3a bis 3c, der mit Novelle des LGBl. Nr. 
97/2024, neu ins Burgenländische Baugesetz aufgenommen wurde, ist das Vorliegen der in § 17 
Abs. 2 und Abs. 3 genannten Kriterien (ein vom Bauwerber unterfertigtes schriftliches Ansuchen um 
Baubewilligung, Zustimmungserklärung der Eigentümer jener Grundstücke, die von den Fronten des 
Baues weniger als 15 m entfernt sind, und die für die baupolizeiliche Beurteilung des Bauvorhabens 
erforderlichen Unterlagen). Zufolge Abs. 3 der Bestimmung sind die Baupläne und 
Baubeschreibungen nicht nur von einem befugten Planverfasser zu erstellen, sondern dieser 
bestätigt schon nach der bisherigen Rechtslage mit seiner Unterschrift, dass durch das Bauvorhaben 
sämtliche baupolizeiliche Interessen (§ 3) nicht verletzt werden.         
 
Entschließt sich die Bauwerberin oder der Bauwerber die oben genannten Einreichunterlagen einer 
Ziviltechnikerin oder einem Ziviltechniker, die oder der von der Bauwerberin/vom Bauwerber und 
Planverfasserin/Planverfasser verschieden sein muss, zur Prüfung vorzulegen und diese oder 
dieser bestätigt anher allgemein, dass die Unterlagen unter Einhaltung der öffentlich-
rechtlichen Bauvorschriften verfasst sind, so gilt die widerlegbare Vermutung der 
inhaltlichen Richtigkeit.   
 
Die Ziviltechnikerin oder der Ziviltechniker kann natürlich nur im Rahmen ihrer bzw. seiner Befugnis 
eine derartige Bestätigung ausstellen. Sie bzw. er hat Bezug zu nehmen welche bautechnischen 
Anforderungen (Mechanische Festigkeit und Standsicherheit, Brandschutz usw.) von ihr bzw. ihm 
geprüft und anher bestätigt wurden, dass diese unter Einhaltung der öffentlich-rechtlichen 
Bauvorschriften verfasst sind. Selbstredend beinhaltet diese Bestätigung auch, dass der Stand der 
Technik, im Sinne der Begriffsbestimmungen im Burgenländischen Baugesetz, eingehalten wurde 
und durch die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften die nach Art sowie 
Verwendungszweck geprüften maßgeblichen baupolizeilichen Interessen nicht verletzt werden.  
 
Ob die Gewerbetreibenden und Ziviltechniker als Planverfasser und Letztere bei Ausstellung der 
Bestätigungen über die entsprechenden Befugnisse verfügen, kann im GISA 
(Gewerbeinformationssystem Austria) und im Ziviltechnikerverzeichnis nachgeprüft werden.  
 
Link: 
https://www.gisa.gv.at/ 
https://ziviltechniker.at/ 
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Können oder werden nicht sämtliche (beispielsweise Schallschutz) im § 17 Abs. 3a 
Burgenländisches Baugesetz genannten baupolizeiliche Interessen durch eine Ziviltechnikerin bzw. 
einem Ziviltechniker durch eine allgemeine Bestätigung abgedeckt, so bedarf es noch einer 
besonderen Bestätigung.  
 
Derartige allgemeine wie besondere Bestätigungen könnten lauten wie folgt: 
 
„Die von mir im Rahmen meiner Ziviltechnikerbefugnis geprüften Einreichunterlagen sowie 
Gutachten vom …….., die vom befugten Planverfasser XXX erstellt worden sind, mit der 
Plannummer ……, sind vollständig und wurden hinsichtlich 
 

o Mechanische Festigkeit und Standsicherheit,   
o Brandschutz, 
o Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz, 
o Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit,  
o Schallschutz, 
o Energieeinsparung und Wärmeschutz 

 
unter Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften (Burgenländisches Baugesetz, 
Burgenländische Bauverordnung sowie die mit der Burgenländischen Bauverordnung für verbindlich 
erklärten OIB-Richtlinien) verfasst.“   
 
Abweichungen von diesen Richtlinien im Sinne von § 36 Abs. 4 und 5 Burgenländische 
Bauverordnung sind von dieser Bestätigung jedenfalls nicht mitumfasst, zumal die 
Zulässigkeit/Nichtzulässigkeit stets von der Behörde geprüft werden muss.   
 
Hinsichtlich der Beweismittel bestimmt § 46 AVG, dass als Beweismittel alles in Betracht kommt, 
was zur Feststellung des maßgebenden Sachverhalts geeignet und nach Lage des einzelnen Falles 
zweckdienlich ist (Grundsatz der Unbeschränktheit der Beweismittel) – zufolge § 47 AVG wird unter 
anderem als wichtigster Beweis der Urkundenbeweis geregelt.  
 
Liegt ein derartiger Urkundenbeweis in Form einer Bestätigung einer Ziviltechnikerin oder eines 
Ziviltechnikers bei Einhaltung der in § 17 Abs. 3a definierten baupolizeilichen Interessen vor, so 
bedarf es keines weiteren Beweises beispielsweise durch einen Sachverständigen. 
 
§ 47 AVG legt für Urkunden Folgendes fest: 
 
„Die Beweiskraft von öffentlichen Urkunden und Privaturkunden ist von der Behörde nach den 
§§ 292 bis 294, 296, 310 und 311 ZPO zu beurteilen. Dabei gilt § 292 Abs. 1 erster Satz ZPO jedoch 
mit der Maßgabe, dass inländische öffentliche Urkunden den Beweis auch über jene Tatsachen und 
Rechtsverhältnisse liefern, die die Voraussetzung für ihre Ausstellung bildeten und in der Urkunde 
ausdrücklich genannt sind; wenn die Behörde im Hinblick auf die besonderen Umstände des 
Einzelfalles dagegen Bedenken hat, dass die Urkunde diesen Beweis liefert, so kann sie der Partei 
auftragen, den Beweis auf andere Weise zu führen.“  
 
Zufolge § 292 Zivilprozessordnung begründen Urkunden, welche im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugnisse oder von 
einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person innerhalb des ihr zugewiesenen 
Geschäftskreises in der vorgeschriebenen Form auf Papier oder in elektronischer Form errichtet 
sind (öffentliche Urkunden), dessen vollen Beweis, was darin von der Behörde amtlich verfügt oder 
erklärt, oder von der Behörde oder der Urkundenperson bezeugt wird.  
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Ziviltechnikerinnen bzw. Ziviltechniker sind solche mit „öffentlichem Glauben versehene Personen“. 
Durch die nunmehrige Bestimmung im Burgenländischen Baugesetz werden derartige Urkunden zu 
öffentlichen Urkunden erklärt.     
 
Der Beweis der Unrichtigkeit des bezeugten Vorgangs oder der bezeugten Tatsache oder der 
unrichtigen Beurkundung ist zulässig (widerlegbaren Vermutung der inhaltlichen Richtigkeit).    
 
Laut den Bestimmungen des Ziviltechnikergesetzes 2019 wird klargestellt, dass die von ihnen im 
Rahmen ihrer Befugnis ausgestellten öffentlichen Urkunden von den Verwaltungsbehörden in 
derselben Weise angesehen werden, als wenn diese Urkunden von Behörden ausgefertigt wären.  
Dabei müssen die auf Papier errichteten Urkunden vom Ziviltechniker unter Beidruck des Siegels, 
elektronisch errichtete Urkunden müssen mit der elektronischen Beurkundungssignatur des 
Ziviltechnikers, gefertigt werden. Diese elektronische Beurkundungssignatur ist eine qualifizierte 
elektronische Signatur. Des Weiteren haben die Urkunden das Datum und die fortlaufende Zahl des 
chronologischen Verzeichnisses zu enthalten.     
 
Dabei haben Ziviltechnikergesellschaften die identen Befugnisse wie Ziviltechniker, wobei 
fachspezifische Tätigkeiten, insbesondere die Ausstellung von Urkunden, in 
Ziviltechnikergesellschaften nur von Ziviltechnikern ausgeübt werden dürfen.  
.     
Zufolge Abs. 3b Satz 2 des § 17 Burgenländischen Baugesetzes hat – das heißt muss - die 
Baubehörde auf Grundlage der Bestätigung zum einen die eingeräumten öffentlichen Nachbarrechte 
wahren, zum anderen prüfen ob das Bauvorhaben nach § 3 zulässig ist. Da die Nachbarn den 
Bauvorhaben im Vorfeld bereits zugestimmt haben, wird es diesbezüglich keiner eingehenden 
Prüfung bedürfen. Beim Vorliegen entsprechender Bestätigungen wird es vor allem auf die 
Einhaltung der zuvor genannten formellen Kriterien ankommen.  
 
Zufolge § 45 Abs. 1 AVG bedürfen Tatsachen, die bei der Behörde offenkundig sind und solche, für 
deren Vorhandensein das Gesetz eine Vermutung aufstellt, keines Beweises.      
 
Die gesetzliche Vermutung stellt hier eine Tatsachenvermutung auf, zumal aus dem Vorliegen einer 
bestimmten Tatsache (allgemeine Bestätigung einer Ziviltechnikerin oder eines Ziviltechnikers) auf 
das Vorliegen einer anderen rechtserheblichen Tatsache geschlossen wird (widerlegbare 
Vermutung der inhaltlichen Richtigkeit). 
 
Die im § 17 Abs. 3c genannten baupolizeilichen Interessen sind wie bisher von der erkennenden 
Baubehörde zu prüfen, allenfalls sind diesbezügliche Gutachten einzuholen.  
 
Bedarf es für ein Vorhaben neben der Baubewilligung zum Beispiel noch einer 
Betriebsanlagengenehmigung nach den Bestimmungen der GewO 1994, so ist, abhängig von den 
örtlichen Umständen und von der konkreten Ausführung, in diesem Verfahren zu prüfen, ob die 
gemäß § 74 Abs. 2 Z 1 bis 5 GewO 1994 geschützten Interessen gefährdet oder beeinträchtigt 
werden.  
 
Im gewerblichen Verfahren steht dann beispielsweise der betriebliche bzw. organisatorische 
Brandschutz oder statische Anforderungen aufgrund maschineller Einrichtungen und Anlagen, die 
im Bauverfahren noch nicht berücksichtigt werden konnten (zB Verwendung oder Lagerung von 
Stoffen, Maschinen, Anlagen und Verfahrensweisen) im Focus. Außerdem werden hier weitere 
Personengruppen geschützt (Kunden, Inhaber von Einrichtungen uvm) und auch die 
wahrzunehmenden Schutzinteressen sind anders definiert als jene der baupolizeilichen Interessen 
(Bauvorhaben dürfen durch ihre bestimmungsgemäße Benützung eine Gefährdung oder das 
ortsübliche Ausmaß übersteigende Beeinträchtigungen der Nachbarn nicht erwarten lassen).  
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Um rasch zu einer Baubewilligung ohne Beiziehung von Sachverständigen im Sinne dieser 
Bestimmung zu kommen, sind somit nachstehende Schritte von der Baubehörde zu berücksichtigen:   
  
1) Prüfen der inhaltlichen Übereinstimmung des § 17 Abs 2 Bgld. BauG.  
2) Prüfen, ob die Unterlagen vollständig sind (vollständig in Hinblick auf die Beurteilung der zu 
prüfenden Schutzinteressen iS des § 3 Bgld. BauG). Wenn nicht vollständig, Verbesserungsauftrag 
nach § 13 Abs 3 AVG. 
3) Prüfen, welche Bestätigungen konkret vorliegen und ob diese Bestätigungen die im § 17 Abs 3a 
Bgld. BauG genannten baupolizeilichen Interessen gänzlich abdecken (allgemeine Bestätigung, 
besondere Bestätigungen); wenn nicht, Verbesserungsauftrag. 
4) Prüfen, ob Unvereinbarkeit zwischen ZT und Bauwerber/Planverfasser besteht bzw. ob Dienst- 
oder Organschaftsverhältnis vorliegt, bejahendenfalls ein Verfahren nach § 17 Abs 3a - 3c nicht 
möglich ist. 
5) Prüfen, ob die Bestätigungen der ZT im Rahmen ihrer Befugnisse ausgestellt wurden - dh. ob sie 
überhaupt die fachlichen Berechtigungen dazu haben.  
6) Prüfen, ob hinsichtlich der Bestätigungen die formalen Voraussetzungen vorliegen, damit die 
Bestätigungen als öffentliche Urkunden anerkannt werden können.  
7) Prüfen, ob durch das Bauvorhaben die öffentlich-rechtlichen Nachbarrechte (zB 
Abstandsvorschriften, Bebauungsweisen, Gebäudehöhe. Entfernung von Nachbargrenzen udgl) 
gewahrt werden. 
8) Prüfung gem. § 17 Abs 3c. 
 

Wenn alle Punkte positiv im Sinne der Bestimmungen des § 17 Abs 3a bis 3c beurteilt werden 
können, hat die Baubehörde das Verfahren ohne Beiziehung von Sachverständigen (im Regelfall) 
bescheidmäßig binnen 8 Wochen ab Einlangen der vollständigen Einreichunterlagen abzuschließen.  
 
Der Baubehörde ist es nicht verwehrt erforderlichenfalls Auflagen, Bedingungen oder Befristungen 
vorzuschreiben, da § 17 Abs. 4 Burgenländisches Baugesetz auch für das „vereinfachte 
Baubewilligungsverfahren“ gilt. Insbesondere werden „Standardauflagen“ zum Nachweis der plan- 
und befundgemäßen Ausführung erforderlich werden, um bei der Fertigstellung des Gebäudes 
entsprechend statische, brandschutztechnische udgl Nachweise für das 
Schlussüberprüfungsprotokoll zu haben.       
 
 
Ergeht an: 
Alle Bezirkshauptmannschaften, Magistrate und Gemeinden 
sowie Landesamtsdirektion, Abteilung 4 und 5 zgK 

Mit freundlichen Grüßen 
Für die Landesregierung: 

 

Mag. Franz Csillag-Wagner 

 

Amt der Burgenländischen Landesregierung ● A-7000 Eisenstadt ● Europaplatz 1 

Telefon +43 57 600-0 ● Fax +43 2682 61884 ● E-Mail post.a2-wirtschaft@bgld.gv.at 

www.burgenland.at ● Datenschutz https://www.burgenland.at/datenschutz 

https://www.burgenland.at/datenschutz
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